
Freitag, 19. Februar 2016, Nr. 42 5POLITIK

Jobs für Netzwerker

Entschuldigung und Entschädigung gefordert

Studie der Bundesagentur für Arbeit: Jede dritte Neueinstellung wurde 2015 über  
persönliche Empfehlung vorgenommen. Von Claudia Wrobel

Kein Ende der Diskriminierung der von Berufsverboten Betroffenen in Baden-Württemberg

Leistung ist entscheidend, um ei-
ne Arbeitsstelle zu bekommen, 
und wenn sie nur genug vom 

Jobcenter gefordert werden, finden 
Langzeiterwerbslose in das Erwerbs-
arbeitsleben. Solche Mythen über die 
Jobsuche geistern über bundesdeut-
sche Stammtische. Dabei ist bei der 
Arbeitsplatzsuche nichts so ausschlag-
gebend wie ein persönliches Netzwerk 
und Empfehlungen von Mitarbeitern. 
So das Ergebnis einer Studie des In-
stituts für Arbeitsmarkt- und Berufs-
forschung (IAB). Die Einrichtung der 
Bundesagentur für Arbeit (BA) veröf-
fentlichte am Donnerstag ihre Unter-
suchung zu Neueinstellungen im Jahr 
2015, die sogenannte Stellenerhebung, 
die seit 1989 im Westen und seit 1992 
auch im Osten jährlich durchgeführt 
wird.

Demnach wurde in dem Jahr fast 
jede dritte Stelle über persönliche 
Kontakte besetzt. Damit war dies mit 
Abstand der häufigste Besetzungsweg 
bei Neueinstellungen. Dafür haben die 
Autoren der Studie verschiedene Er-
klärungen, unter anderem gehen sie 
davon aus, dass Mitarbeiter mit ho-
her Wahrscheinlichkeit nur dann eine 
Person empfehlen, »wenn sie von de-
ren Eignung für den Betrieb und die 
Position überzeugt sind. Von seiten 
des Betriebes dürfte der Empfehlung 
des Mitarbeiters vertraut werden, da 
dieser zum Erhalt der eigenen Reputa-
tion keinen ungeeigneten Kandidaten 
empfehlen würde.« Weitverzweigte 
Netzwerke führen also deutlich schnel-
ler zu einer neuen Stelle. Diese in der 
eigenen Branche aufzubauen und zu 
erhalten ist für Langzeiterwerbslose 
allerdings deutlich schwieriger als für 
Personen, die eine Stelle innehaben. 
Der Weg über die Stellenvermittlung 
der Bundesagentur für Arbeit war hin-
gegen nur in 14 Prozent der Neuein-
stellungen erfolgreich.

An der Stellenerhebung für das ver-
gangene Jahr haben sich 13.000 Be-
triebe beteiligt. Die Ergebnisse sind 
das Resultat einer gewichteten Hoch-
rechnung der gesammelten Daten. 
Demnach wurden in dem Zeitraum 3,4 

Millionen Einstellungen neuer Mitar-
beiter in ungeförderte, sozialversiche-
rungspflichtige Beschäftigungsverhält-
nisse vorgenommen, 2,7 Millionen in 
Westdeutschland und 0,7 Millionen in 
Ostdeutschland. Gefragt wurde unter 
anderem nach den genutzten Rekru-
tierungswegen und ihrem jeweiligen 
Erfolg. Demnach gibt es signifikante 
Unterschiede je nach den Qualifizie-
rungsanforderungen für die gesuchte 
Stelle. So werden etwa drei Viertel al-
ler Arbeitsplätze, für die Akademiker 
gesucht werden, über die eigene Ho-
mepage des Betriebs ausgeschrieben. 
Bei ungelernten Arbeitskräften spielt 
das hingegen fast gar keine Rolle, viel-
mehr sind persönliche Empfehlung 
oder die Vermittlungsdienste der BA 
ausschlaggebend.

Der hohe Stellenwert der persönli-
chen Netzwerke ist insbesondere für 
Langzeiterwerbslose eine hohe Hürde. 
Bereits im November 2014 legte eben-

falls das IAB eine Untersuchung zu 
deren Situation vor. In der Studie »Ma-
terielle und soziale Lage der ALG-
II-Empfänger« weisen die Verfasser 
nach, dass Hartz-IV-Beziehende sich 
nicht nur materiell einschränken müs-
sen, sondern dass dies erhebliche ne-
gative Auswirkungen auf ihre Gesund-
heit und soziale Teilhabe hat. »Zudem 
vermehrt Langzeitarbeitslosigkeit das 
Risiko sozialer Exklusion, da mit dem 
Verlust der Erwerbstätigkeit soziale 
Kontakte am Arbeitsplatz wegbrechen 
und häufig auch die Teilhabe am poli-
tischen, kulturellen und gesellschaftli-
chen Leben abnimmt.«

So sei damals etwa ein Viertel 
sowohl der erwerbstätigen als auch 
der arbeitslosen ALG-II-Bezieher in 
Vereinen, Gewerkschaften, Kirchen-
gemeinden, Parteien oder sonstigen 
Organisationen aktiv gewesen. Dies 
sei deutlich weniger als bezogen auf 
alle Erwerbstätigen insgesamt, von 

denen mehr als die Hälfte in solche 
Organisationen eingebunden ist. Ei-
ne Spirale, da die Autoren der aktu-
ellen Studie empfehlen, im Umfeld 
über die Arbeitsplatzsuche oder den 
Wunsch, die Stelle zu wechseln, zu 
berichten, »um Hinweise auf pas-
sende Stellenangebote zu erhalten«. 
Diese Strategie ist natürlich um so 
erfolgreicher, je weiter gefächert das 
eigene Umfeld ist.

Obwohl beide Studien aus demsel-
ben Haus stammen, wenngleich sie 
auch nicht von denselben Wissen-
schaftlern verantwortet werden, spielt 
die Situation von Arbeitssuchenden, 
insbesondere von Langzeiterwerbs-
losen, keine Rolle bei der aktuellen 
Erhebung. Strategien, wie man aus 
der Spirale ausbrechen kann, werden 
nicht genannt. Das Hauptaugenmerk 
liegt auf Betrieben, denen die Netz-
werkpflege als wichtige Investition ans 
Herz gelegt wird.

Seit Januar 2012 – 40 Jahre nach 
Inkraftsetzung des sogenannten 
Radikalenerlasses – sind über-

all in der Bundesrepublik ehemals von 
einem Berufsverbot Betroffene aktiv 
geworden, um drei Forderungen durch-
zusetzen: eine Entschuldigung der po-
litisch Verantwortlichen für das ihnen 
und ihren Familien zugefügte Unrecht, 
ihre staatsbürgerliche Rehabilitierung 
und materielle Entschädigung für die-
jenigen, die durch Berufsverbotsmaß-
nahmen unverschuldet in Altersarmut 
geraten werden oder schon sind. Die 
Bremer Bürgerschaft und der Landtag 
von Niedersachsen sind diesen For-
derungen zumindest insoweit nachge-
kommen, als sie sich – mit allen Frak-
tionen – entschuldigten und weitere 
Schritte in Angriff nahmen.

Entsprechendes forderten die Leid-
tragenden am Mittwoch nachmittag er-
neut auch in Baden-Württemberg. Im-
merhin regiert dort seit 2011 die erste 

von Grünen geführte Regierung unter 
Winfried Kretschmann, ehemals selbst 
Betroffener. Die Kundgebung hat eine 
lange Vorgeschichte: Nach drei Jahren 
des Hingehaltenwerdens hatten sich im 
Jahr 2014 am »Tag der Menschenrech-
te«, dem 10. Dezember, ehemals Be-
troffene vor dem Stuttgarter Landtag 
zu einer Protestveranstaltung versam-
melt. Dies zeigte erste Erfolge. Seit 
Juni 2015 sprach man mit ihnen. Ein 
»runder Tisch« mit drei Abgeordneten, 
zwei von den Grünen und eine von der 
SPD sowie Vertretern der Betroffenen 
trat dreimal zusammen – allerdings 
ohne konkrete Ergebnisse. Die Ankün-
digung, im letzten Landtagsplenum 
der Legislaturperiode – also am ver-
gangenen Mittwoch – solle ein Antrag 
für eine Entschuldigung eingebracht 
werden, wurde nicht eingehalten.

Auf Einladung der Initiativgruppe 
»40 Jahre Radikalenerlass« und der 
VVN-BdA versammelten sich deshalb 

mehr als 30 ehemals Betroffene und 
etwa 50 Unterstützer vor dem Stuttgar-
ter Landtag. Sie begründeten das Mot-
to ihrer Kundgebung »Schämt euch!« 
und erneuerten ihre Forderungen nach 
Entschuldigung, Rehabilitierung und 
angemessener materieller Entschädi-
gung. Bernd Riexinger, Parteivorsitzen-
der und Spitzenkandidat der Partei Die 
Linke in Baden-Württemberg, berichte-
te über eigene Repressionserfahrungen 
in seiner Zeit als Jugendvertreter und 
solidarisierte sich mit den Anliegen. 
Grußadressen und Solidaritätserklä-
rungen von ver.di, IG Metall – darun-
ter ein Brief des Bezirksleiters Roman 
Zitzelsberger an Ministerpräsident 
Kretschmann – und der Gewerkschaft 
Erziehung und Wissenschaft (GEW) 
rundeten die Veranstaltung ab.

Eine baden-württembergische Be-
sonderheit – neben den in den 1980er 
Jahren exzessiv praktizierten Ausbil-
dungsverboten – stellt die aktuell fortge-

setzte Bespitzelung des Realschulleh-
rers und aktiven Antifaschisten Michael 
Csaszkóczy dar. Trotz eines Urteils des 
Verwaltungsgerichts Baden-Württem-
berg, aufgrund dessen er 2007 nach vier 
Jahren gerichtlicher Auseinanderset-
zungen eingestellt werden musste und 
sogar eine Entschädigung erhielt, wird 
er seither weiter und sogar verschärft 
vom Verfassungsschutz überwacht. 
Unter Verweis auf die jahrzehntelange 
Bespitzelung beispielsweise linker Leh-
rer durch diesen Inlandsgeheimdienst 
einerseits und andererseits die Unter-
stützung des rechten Terrornetzwerks 
NSU wurde die sofortige Auflösung des 
Verfassungsschutzes gefordert. Einig-
keit bestand darüber, dass – unabhän-
gig vom Ausgang der bevorstehenden 
Landtagswahl im März – der Kampf 
um Entschuldigung, Rehabilitierung 
und materielle Entschädigung weiterge-
führt wird. Christina Lipps
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»Visitenkarten einwerfen« – Wenn man einen hat, kann man Netzwerke hervorragend mit einem Champagner-Kübel ausbauen
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Öffentlicher Dienst  
fordert sechs Prozent
Berlin. Mit der Forderung von 
sechs Prozent mehr Gehalt für 
die Beschäftigten des Bundes 
und der Kommunen starten die 
Gewerkschaften in die Tarifrun-
de des öffentlichen Dienstes. 
Dies liege deutlich oberhalb des 
kostenneutralen Verteilungs-
spielraums, sagte ver.di-Chef 
Frank Bsirske am Dienstag am 
Rande einer Tagung der Tarif-
kommission in Berlin. Bund 
und Kommunen erwarteten bis 
2019 kräftig steigende Steuer-
einnahmen, betonte Bsirske. 
Zugleich sei die Lohnlücke 
zwischen dem öffentlichen 
Dienst und der Privatwirtschaft 
gewachsen. Weiterhin lehnten 
die Gewerkschaften Einschnitte 
bei den Betriebsrenten ab. Die 
Tarifverhandlungen beginnen 
Mitte März in Potsdam. Es geht 
um den Lohn der 2,14 Millionen 
Angestellte in den Kommunen 
und kommunalen Unternehmen 
und der 147.000 Beschäftigten 
des Bundes. 
 (AFP/jW)

Weiter hohes Ausmaß 
von Gewalt gegen Kinder
Mainz. Das Ausmaß häuslicher 
Gewalt gegen Kinder und Ju-
gendliche ist nach Einschätzung 
von Experten weiterhin hoch. 
»Es ist erschreckend, dass wir 
keinerlei Indizien haben, dass 
die Zahl der unter Gewalter-
fahrungen leidenden Kinder im 
Sinken ist«, sagte die Vizege-
schäftsführerin beim Deutschen 
Kinderschutzbund, Cordula 
Lasner-Tietze, vor einer Fach-
tagung am Donnerstag in 
Mainz. Aktuelle Statistiken gibt 
es nicht. Nach den bereits 2008 
abgeschlossenen Studien des 
Kriminologen Kai Bussmann 
sind bundesweit 2,5 Millionen 
Kinder mindestens einmal in ih-
rem Leben von Misshandlungen 
betroffen gewesen.
  (dpa/jW)

Mieterbund will keine 
Armenviertel
Osnabrück. Der Deutsche Mie-
terbund fordert eine staatliche 
Strategie, um beim Wohnungs-
bau ausschließlich von Geflüch-
teten oder finanziell weniger 
Finanzkräftigen bewohnte Vier-
tel zu vermeiden. »Man muss 
bei dem notwendigen Bau von 
Wohnungen im großen Stil da-
für sorgen, dass keine Ansamm-
lungen von Sozialwohnungen 
entstehen«, sagte Verbandsdi-
rektor Lukas Siebenkotten der 
Neuen Osnabrücker Zeitung. 
 (AFP/jW)
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